
- Donnerstag, 4. März 2021 Hintergrund &Meinung 3

„Das Vorgehen des Verfassungsschutzes bestätigt die Gefahr,

die von der AfD ausgeht.“

Der deutsche Zentralrat der Juden zur Entscheidung des deutschen Verfassungsschutzes,
die AfD als rechtsextremen Verdachtsfall einzustufen

„Ich habe in der ganzen Region Kinder getroffen, deren Leben durch den

Konflikt zerstört wurde.“

AndrewMorley, Präsident von „World Vision International“, in einer Bilanz 10 Jahre nach Kriegsbeginn
in Syrien, bei dem 55.000 Kinder starben; die Lebenserwartung der Kinder in Syrien sank um 13 Jahre

„Ein rechtsextremistischer Verdachtsfall“
DEUTSCHLAND: Einstufung des deutschen Inlandsgeheimdienstes gilt jetzt für die gesamte imBundestag vertretene Partei AfD – Fragen und Antworten

BERLIN (dpa). Der deutsche
Inlandsgeheimdienst hat in
Deutschland die gesamte
Partei AfD als rechtsextremis-
tischen Verdachtsfall einge-
stuft. Damit kann die 2013
gegründete Partei vom In-
landsgeheimdienst ab sofort
auch mit nachrichtendienst-
lichen Mitteln ausgespäht
werden.

Die AfD-Parteispitze ärgert sich
vor allem, dass die Einstufung
als Verdachtsfall jetzt – kurz vor
2 Landtagswahlen in Baden-
Württemberg und in Rheinland-
Pfalz – öffentlich geworden ist.
Und zwar obwohl das Bundes-
amt gegenüber einem Gericht
Stillschweigen zugesichert hat-
te. Die wichtigsten Fragen und
Antworten zu einem kompli-
zierten Fall:

Wann stuft der Verfassungs-
schutz in Deutschland eine Par-
tei als Verdachtsfall ein?
Wenn der Inlandsgeheimdienst
hinreichend gewichtige An-
haltspunkte dafür sieht, dass es
sich bei der Partei um eine ex-
tremistische Bestrebung han-
delt. So eine Einstufung als Ver-
dachtsfall kann in eine Be-
obachtung als gesichert rechts-
extremistische Bestrebung ge-
gen die freiheitliche
demokratische Grundordnung
münden. So war es beispiels-
weise beim „Flügel“ der AfD, ei-
nem von Thüringens AfD-Lan-
deschef Björn Höcke 2015 ge-
gründeten Netzwerk, das sich
im vergangenen April nach
Druck aus der Parteispitze for-
mal aufgelöst hatte. Es kann
aber auch sein, dass sich so ein

Verdacht nicht erhärtet.

Worauf schaut der Verfassungs-
schutz da besonders genau?
Was im neuen Gutachten des
Bundesamtes für Verfassungs-
schutz steht, ist nicht bekannt.

In einem früheren Gutachten
des Geheimdienstes war bei-
spielsweise die Fokussierung ei-
niger AfDler auf eine homogene
kulturelle Zusammensetzung
als Grundbedingung für eine in-
nere Verbundenheit des Staats-
volkes als problematisch einge-
schätzt worden. Außerdemwur-
den Kontakte zu bekannten

Rechtsextremisten, zur Identitä-
ren Bewegung sowie zu Musi-
kern aus der sogenannten
Rechtsrock-Szene erwähnt. Bei
Äußerungen einzelner Kreisver-
bände und Funktionäre waren
aus Sicht des Verfassungsschut-
zes zudem schon damals Zwei-
fel angebracht, ob hier die Prin-
zipien des Rechtsstaates voll-
umfänglich gestützt werden.

Welche praktischen Folgen hat
so eine Einstufung?
Künftig darf der Verfassungs-
schutz grundsätzlich Daten zu
AfD-Mitgliedern speichern und

Informanten anwerben. Solche
Informanten könnten dem Ver-
fassungsschutz dann beispiels-
weise berichten, was bei inter-
nen Besprechungen geredet
wird. Sollen einzelne Mitglieder
abgehört werden, braucht es
dafür allerdings in jedem Ein-
zelfall eine konkrete Begrün-
dung, warum das notwendig
sein soll und einenBeschluss ei-
ner Kommission des Bundesta-
ges.

Wie lief es bisher?
Der Verfassungsschutz durfte
Informationen über die AfD bis-

lang nur aus öffentlich zugängli-
chen Quellen zusammentragen
– also zum Beispiel aus Partei-
tagsreden oder Kommentaren
in sozialen Medien. Zu einzel-
nen Funktionären Akten anzu-
legen, war nicht erlaubt – es sei
denn, der Verfassungsschutz
ordnete diese den beiden Teil-
organisationen zu, die jetzt
schon im Visier des Inlandsge-
heimdienstes sind: Die Nach-
wuchsorganisation Junge Alter-
native wird als Verdachtsfall be-
handelt, den „Flügel“ hatte das
Bundesamt vor einem Jahr als
„gesichert rechtsextremistische
Bestrebung gegen die freiheitli-
che demokratische Grundord-
nung“ eingestuft. Allerdings hat
die Behörde zugesichert, bis
zumEnde eines von der AfD an-
gestrengten Eilverfahrens vor
dem Verwaltungsgericht Köln
keine Mandatsträger oder Kan-
didaten der AfD mit nachrich-
tendienstlichen Mitteln auszu-
spähen.

Welche politischen Folgen muss
die AfD fürchten?
Einige Parteimitglieder, die in
ihremUmfeld ohnehin Kritik an
der AfD erleben, könnten jetzt
vielleicht überlegen, die Partei
zu verlassen. Auch Beamte, die
der AfD angehören, machen
sich womöglich Gedanken. Al-
lerdings: Ob ein Beamter als
Mitglied in einer der Parteien,
die durch das Bundesamt als
Verdachtsfall oder als gesichert
verfassungsfeindliches Beob-
achtungsobjekt eingestuft wur-
de, gegen seine politische
Treuepflicht verstößt, muss im
Einzelfall geprüft werden. Dabei
wird zum Beispiel berücksich-
tigt, was für eine Rolle er oder
sie in der Partei spielt.

Wie geht die AfD damit um?
Die AfD setzt sich mit juristi-
schen Mitteln zur Wehr. Bei-
spielsweise hat sie schon vor-
sorglich gegen eine mögliche
Einstufung als Verdachtsfall ge-
klagt. Außerdem bemühen sich
einige Funktionäre, Mitglieder
loszuwerden, die wegen rechts-
extremistischer Äußerungen
oder Kontakte besonders im Fo-
kus des Verfassungsschutzes
stehen. Einzelne Mitglieder, die
in dem alten Verfassungs-
schutz-Gutachten zur AfD na-
mentlich erwähnt wurden, ge-
hören der Partei heute nicht
mehr an. Dazu zählt beispiels-
weise der frühere Brandenbur-
ger AfD-Landeschef Andreas
Kalbitz. Gegen andere laufen
Parteiausschlussverfahren. In-
tern wurde den Mitgliedern der
AfD zudem empfohlen, auf be-
stimmte Begriffe wie „Umvol-
kung“ zu verzichten, aus denen
sich eine – etwa gegen Zuwan-
derer oder Muslime gerichtete –
gruppenbezogene Menschen-
feindlichkeit ablesen lassen
könnte.

Was heißt das für denWahl-
kampf?
Vor allem im Westen dürfte die
Einstufung als Verdachtsfall zu
einer Belastung werden. Denn
ein Teil der potenziellen Wäh-
ler könnte dadurch abge-
schreckt werden. Andere könn-
ten sichmit der AfD solidarisie-
ren, die sich als Opfer eines po-
litischen Manövers darstellt. In
den östlichen Bundesländern
versucht die AfD den Verfas-
sungsschutz ins Zwielicht zu
rücken, indem sie eine Paralle-
le zieht zwischen dem Dienst
und der DDR-Staatssicherheit.
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BRÜSSEL (dpa). Nach jahrelan-
gen Debatten will die EU-Kom-
mission 2023 einen Vorschlag
für einen einheitlichen Behin-
dertenausweis machen. Damit
sollen Betroffene in der EU ein-
facher unterwegs sein. Der Vor-
stoß ist Teil einer neuen Strate-
gie für Behindertenrechte, die
die zuständige EU-Kommissa-
rin Helena Dalli gestern in Brüs-
sel vorstellte. Das Thema wird
schon seit vielen Jahren disku-
tiert. Insgesamt hätten 87Millio-
nen EU-Bürger eine Form von
Behinderung, sagte Dalli. Ne-
ben besseren Reisemöglichkei-
ten sieht die Strategie vor, Bar-
rieren bei politischer Beteili-

gung und unabhängiger Le-
bensführung abzubauen sowie
Chancengleichheit zu schaffen.
„Selbstbestimmt zu leben, in ei-
nem inklusiven Umfeld zu ler-
nen und unter angemessenen
Standards zu arbeiten, sind Be-
dingungen, die wir allen Bürge-
rinnen und Bürgern garantieren
müssen“, so Dalli. Damit arbei-
tet die EU-Kommission weiter
daran, die UN-Behinderten-
rechtskonvention umzusetzen.
Die 2009 in Kraft getretene Kon-
vention fordert Inklusion – also
für alle Menschen uneinge-
schränkte und gleichberechtigte
Teilnahme am gesellschaftli-
chen Leben. ©

EU-Kommissionwill einheitlichen
Behindertenausweis

ROM (mit). Das italienische Au-
ßenministerium will zusammen
mit dem Vatikan einen Fonds
zum Schutz der christlichen
Minderheiten in der Welt aus-
bauen. Dies geht aus Gesprä-
chen zwischen Außenminister
Luigi Di Maio und demHeiligen
Stuhl 2 Tage vor Beginn der Irak-

Reise des Papstes hervor. Der
2019 eingerichtete Fonds unter-
stützt Projekte zugunsten christ-
licher Minderheiten, die in Kri-
sengebieten verfolgt werden.
Ziel ist, den für die Jahre 2019
bis 2021 eingerichteten Fonds
für die nächsten Jahre weiter zu
finanzieren. ©

Geld für christlicheMinderheiten Attacke auf dasUS-Kapitol:
Plan für heute aufgedeckt
USA: Laut Geheimdiensterkenntnissen planteMiliz für heute einen Angriff
WASHINGTON (APA/AFP). Die
US-Behörden haben mögliche
Pläne von Extremisten für einen
neuenAngriff auf dasUS-Kapitol
am heutigen Donnerstag aufge-
deckt. „Wir haben Geheim-
diensterkenntnisse erhalten, die
mögliche Pläne einer identifi-
zierten Miliz für ein Eindringen
in das Kapitol am Donnerstag,
den 4. März, zeigen“, erklärte die
Kapitol-Polizei gestern in Wa-
shington. Die Polizei sei vorbe-
reitet auf mögliche Bedrohun-
gen „gegen Mitglieder des Kon-
gresses oder gegen den Kapitol-
Komplex“.

Bereits am Vorabend hatte die
Kapitol-Polizei erklärt, die Si-
cherheitsvorkehrungen ver-
schärft und die Zahl der einge-
setzten Beamten rund um den
Donnerstag erhöht zu haben.
Grund seien „besorgniserregen-
de Informationen und Geheim-
diensterkenntnisse“.

Befürchtungen vor neuer Ge-
walt am 4. März gibt es schon
seit Wochen, allerdings war un-
klar, wie konkret die Bedrohung
ist. Anhänger der rechtsextre-
men Verschwörungsbewegung
QAnon gehen davon aus, dass
der abgewählte Präsident Do-
nald Trump heute für eine zwei-
te Amtszeit vereidigt wird. Der 4.
März war bis ins Jahr 1933 der
Tag, an dem US-Präsidenten ih-

ren Amtseid ablegten. Der Ter-
minwurde dann auf den 20. Jän-
ner gelegt.

Radikale Trump-Anhänger
hatten am 6. Jänner das Kapitol
gestürmt. An dem Tag sollte das
Parlament den Wahlsieg von Joe
Biden bei der Präsidentschafts-
wahl vom 3. November endgül-
tig bestätigen. AnderAttackemit
5 TotenwarenMitgliedermehre-
rer rechtsextremer Gruppierun-
gen wie der „Proud Boys“ und
der „Oath Keepers“ beteiligt.

Das Kapitol wurde in der Fol-
ge und in Vorbereitung auf Bi-
dens Amtseinführung am 20.
Jänner massiv abgesichert. Der
Parlamentskomplex wurde weit-

räumig mit einem hohen Zaun
abgesperrt, tausende National-
gardisten wurden entsandt.
Vergangene Woche warnte die
amtierende Chefin der Kapitol-
Polizei, Yogananda Pittman, bei
einer Kongressanhörung davor,
die Sicherheitsvorkehrungen zu-
rückzufahren. Extremisten hät-
ten den Wunsch, „das Kapitol in
die Luft zu sprengen und so viele
Parlamentarier wie möglich zu
töten“. Als möglicher Anlass für
eine Attacke wurde Bidens erste
Rede zur Lage der Nation ge-
nannt. Ein Termin für diese so-
genannte State of the Union
Address steht noch nicht fest.
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10 Jahre danach:
Verheerende
Syrien-Zahlenbilanz

WIEN (APA). In diesemMo-
nat ist es 10 Jahre her, dass es
im Zuge des Arabischen
Frühlings in Syrien zuMas-
senprotesten gegen das Poli-
zei- und Geheimdienstre-
gime von Präsident Bashar al-
Assad kam. Diese mündeten
in einen bis heute wütenden
(Bürger-)Krieg, nachdem As-
sad dasMilitär gegen die ei-
gene Bevölkerung einsetzte.
Ein NGO-Bericht zieht zum
zehnten Jahrestag eine ver-
heerende Zahlenbilanz: über
600.000 Tote, schätzungswei-
se 13Millionen Vertriebene,
1,2 Billionen US-Dollar an
Kosten. Die Untersuchung
mit dem Titel „Ein zu hoher
Preis“ der Kinderhilfsorgani-
sation „WorldVision“ undder
Beratungsfirma „Frontiers
Economics“ hat sowohl die
Auswirkungen des Kriegs auf
die syrischeWirtschaftskraft
als auch dieMenschen, ins-
besondere die Kinder, unter
die Lupe genommen. Unter
den 600.000 Toten sind 55.000
Kinder (mehr als 9 Prozent).
Der Syrien-Krieg ist demnach
jener Konflikt weltweit mit
denmeisten Bombenabwür-
fen auf Schulen sowie auch
Gesundheitseinrichtungen.
Die Lebenserwartung der
Kinder im Land ist seit 2011
auch wegen des Einsatzes
von Kindern als Soldaten um
13 Jahre gesunken. ©

Die gesamte rechte Partei kann nun vom Geheimdienst beobachtet werden.

Viele US-Milizen sind hochbewaffnet. Symbolbild
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